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1. Anlass und Ziele der Planung 
 
Anlass für die Regelung von Vergnügungsstätten war eine Bauvoranfrage für eine 
Spielhalle im Bereich des zukünftigen Bebauungsplans im Jahr 2011. Der Gemeinde-
rat der Stadt Offenburg hatte bereits am 11.10.2010 beschlossen, den Bebauungs-
plan „Güterbahnhof-Nord 2“ aufzustellen, um auch im nördlichen Bereich des Güter-
bahnhofareals die zukünftig zulässigen Nutzungen verbindlich zu regeln. Zur Siche-
rung der Ziele der Bauleitplanung während dem Aufstellungsverfahren wurde am 
19.12.2011 eine Veränderungssperre erlassen. Aufgrund der noch bestehenden ei-
senbahnrechtlichen Widmung konnte das beabsichtigte qualifizierte Bebauungsplan-
verfahren noch nicht weiter fortgeführt werden. Zunächst wird daher ein einfacher 
Bebauungsplan zum Ausschluss von Vergnügungsstätten aufgestellt. Ein qualifizier-
ter Bebauungsplan soll zu einem späteren Zeitpunkt aufgestellt werden. 
 
Ziel des zukünftigen Bebauungsplans ist es, Vergnügungsstätten in diesem Bereich 
auszuschließen und auf diese Weise mögliche städtebauliche Fehlentwicklungen zu 
vermeiden. Die Entscheidung, Vergnügungsstätten in diesem Gebiet künftig auszu-
schließen, beruht auf den „Empfehlungen des Gutachtens zur Entwicklung einer Ver-
gnügungsstättenkonzeption“ vom 04.05.2011. Dieses Gutachten wurde durch den 
Gemeinderat am 30.05.2011 als städtebauliches Entwicklungskonzept gemäß § 1 
Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen und stellt eine Leitlinie für den Umgang mit Ver-
gnügungsstätten in Offenburg dar. 
 
2. Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird im Norden durch die nördlichen 
Grundstückgrenzen der Flurstücke 2425/5, 2425/6, 2425/7 und im Osten durch die 
westliche Lärmschutzwand der Rheintalbahn begrenzt. Südlich des Geltungsbereichs 
verläuft die Gemarkungsgrenze Offenburg/Bohlsbach. Der westliche Rand der Oken-
straße bzw. im weiteren Verlauf der Bundesstraße 3 ist die Grenze des Bebauungs-
plans im Westen. 
 
3. Bebauungsplanverfahren 
 
Bei dem Bebauungsplan „Güterbahnhof-Nord 2 – Ausschluss von Vergnügungsstät-
ten“ handelt es sich um eine Neuaufstellung eines Bebauungsplans in einem Gebiet, 
welches bisher als im Zusammenhang bebauter Ortsteil gemäß § 34 BauGB zu beur-
teilen ist. Das Bebauungsplanverfahren wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 
BauGB durchgeführt, da der Bebauungsplan lediglich Festsetzungen nach § 9 Abs. 2 
b BauGB enthält. In dem künftigen Bebauungsplan wird entsprechend § 9 Abs. 2 b 
BauGB der Umgang mit Vergnügungsstätten geregelt. 
 
Mit einem solchen Bebauungsplan soll entsprechend dem Gesetzestext entweder 
eine Beeinträchtigung von Wohnnutzungen, anderen schutzbedürftigen Anlagen wie 
Kirchen, Schulen und Kindertagesstätten oder eine Beeinträchtigung der sich aus der 
vorhandenen Nutzung ergebenden städtebaulichen Funktion des Gebiets, insbeson-
dere durch eine städtebaulich nachteilige Häufung von Vergnügungsstätten, verhin-
dert werden. Mit der Erstellung des Bebauungsplans „Güterbahnhof-Nord 2 – Aus-
schluss von Vergnügungsstätten“ werden beide im Gesetz definierten Ziele verfolgt, 
wie in Kapitel 6.1 erläutert. 
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Die Zulässigkeit von Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans wird, abgesehen von der baulichen Nutzungsart Vergnügungsstät-
te, weiterhin ausschließlich nach § 34 BauGB beurteilt. 
 
Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung, dem Umweltbericht und der 
zusammenfassenden Erklärung abgesehen. Auf die frühzeitige Beteiligung wird ver-
zichtet. 
 
4. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
 
Der Flächennutzungsplan stellt die Fläche als gewerbliche Baufläche dar. Da der 
Bebauungsplan keine Art der baulichen Nutzung festsetzt und die in ihm getroffenen 
textlichen Festsetzungen der Darstellung des Flächennutzungsplans nicht widerspre-
chen, ist der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan im Sinne des § 8 Abs. 2 
Satz 1 BauGB entwickelt. 
 
5. Angaben zum Bestand 
 
Das Plangebiet befindet sich im Norden des Güterbahnhofareals. Durch seine Lage 
an der nördlichen Stadteinfahrt nimmt das Plangebiet eine besondere städtebauliche 
Funktion ein. 
 
Auf dem größten Teilbereich des Plangebiets befindet sich der bestehende Betrieb 
eines Rohstoffhändlers. Auf dem restlichen Bereich befinden sich unterschiedliche 
Gewerbebetriebe, außerdem ist der östliche Teilbereich als Bahnanlage genutzt. Ei-
ne Besonderheit des Plangebiets stellt der bestehende Bahnanschluss dar. Dieser 
direkte Bahnanschluss einer gewerblich genutzten Fläche ist innerhalb des Stadtge-
biets Offenburg nahezu einzigartig. 
 
6. Planinhalt 
 
6.1 Ausschluss von Vergnügungsstätten 
 
Mit dem zukünftigen Bebauungsplan wird gemäß § 9 Abs. 2b BauGB festgesetzt, 
dass Vergnügungsstätten innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans aus-
geschlossen sind. Die Unterart Diskothek / Tanzcafé kann ausnahmsweise zugelas-
sen werden. 
 
Das unter Punkt 1 genannte Gutachten zur Entwicklung einer Vergnügungsstätten-
konzeption führt verschiedene Gründe zum Ausschluss von Vergnügungsstätten in 
Gewerbegebieten auf, welche insbesondere auch die in § 9 Abs. 2b BauGB genann-
ten Zielsetzungen betreffen.  
 
Gemäß dem Gutachter wird die weitere Entwicklung des Standortes Güterbahnhof 
(Plangebiet) in erster Linie durch die zukünftige Nutzung der früheren Bahnflächen 
bestimmt. Die Flächenreserven bieten die Chance einer Stabilisierung und Stärkung 
der vorhandenen gewerblichen Nutzung. Eine Besonderheit im Bereich des zukünfti-
gen Bebauungsplans „Güterbahnhof-Nord 2 – Ausschluss von Vergnügungsstätten“ 
stellt der bestehende Bahnanschluss dar, durch welchen das Gebiet vor allem für die 
Weiterentwicklung des bestehenden Gewerbes geeignet ist und über eine im Stadt-
gebiet Offenburg nahezu einmalige Infrastruktur verfügt. Die Ansiedlung von Vergnü-
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gungsstätten würde aus diesem Grund eine Beeinträchtigung der sich aus der vor-
handenen Nutzung ergebenden städtebaulichen Funktion des Gebiets darstellen.  
 
Die Störung und Beeinträchtigung von angrenzenden Wohnfunktionen, wie sie in 
unmittelbarer Nähe des Plangebiets auf der westlichen Seite der Bundesstraße 3 in 
festgesetzten Mischgebieten und einem Allgemeinen Wohngebiet bestehen, sind 
gemäß Gutachter weitere Konfliktpunkte, die durch den Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten verhindert werden sollen. Durch die Ansiedlung von Vergnügungsstät-
ten, insbesondere von Spielhallen in Gebieten, in denen Vergnügungsstätten nicht 
allgemein zulässig sind, besteht laut Gutachter die Gefahr einer Störung des sensib-
len Bodenpreisgefüges, da sie in der Lage sind, andere Betriebe mit deutlich höhe-
rem Investitionsbedarf und geringerer Ertragsstärke zu verdrängen.  
 
Der Gutachter empfiehlt weiter, die Unterarten Diskotheken / Tanzlokale aufgrund 
geringer Störpotenziale auf Gewerbelagen künftig ausnahmsweise zuzulassen. Wie 
im Gutachten dargestellt, haben diese Betriebe in der Regel keine Auswirkungen auf 
das Bodenpreisgefüge, außerdem haben Gewerbelagen eine geringe Lärmsensibili-
tät. 
 
Bei der Prüfung, ob die Ausnahmevoraussetzungen vorliegen, ist in jedem Einzelfall 
eine Bewertung vorzunehmen, ob durch die Diskothek bzw. das Tanzlokal Störungen 
z.B. aufgrund von Lärm- und Verkehrsbelastungen auf die benachbarten Wohnlagen 
entstehen. 
 
7. Umweltbelange 
 
Das Bebauungsplanverfahren wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB 
durchgeführt. Daher wird u.a. von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und 
von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB abgesehen.  
 
Davon unabhängig sind die betroffenen Umweltbelange in der Bauleitplanung zu er-
mitteln und in die Abwägung einzustellen. Bei einem Bebauungsplan, der lediglich 
Festsetzungen nach § 9 Abs. 2b BauGB enthält und so der Regelungsinhalt auf eine 
Nutzungseinschränkung im Bereich der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten be-
schränkt ist, werden keine Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB vorbereitet. 
 
Es werden keine weiteren Festsetzungen wie etwa zum Maß der baulichen Nutzung, 
der überbaubaren Grundstücksfläche und der Bauweise vorgenommen. Insofern sind 
Auswirkungen auf die Umweltschutzgüter und auf Belange des Umweltschutzes nicht 
zu erwarten.  
 
8. Kosten 
 
Der Stadt Offenburg entstehen durch die Aufstellung des Bebauungsplans keine Fol-
gekosten. 
 
Offenburg, den 
 
 
Edith Schreiner 
Oberbürgermeisterin 


